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Vorwort zur 2. Auflage 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan ist zwischenzeitlich zu einem in der Praxis bewährten 
Kooperationsinstrument für bestimmte Projekte geworden. Gerichtsentscheidungen zeigen jedoch, 
dass immer noch Fehler sowohl bei der Planung als auch beim Vertragsabschluss gemacht werden. 
Die Neuauflage soll Hinweise zu einem sicheren Einsatz des Instrumentariums des VEP geben. Auch 
die zum 1. 1. 2007 geplanten neuen bauplanungsrechtlichen Regelungen, die im Entwurf des 
Gesetzes zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der Städte enthalten sind, 
wurden eingearbeitet. Die Änderungen durch das EAGBau von 2004 mit der Umweltprüfung sind 
eingearbeitet. 
 
Dank sagen wir auch bei dieser Auflage den Herren Architekten Georg Schalper und Frank Müller 
Diesing für die Bebauungsplanmuster und Herrn Baudirektor Helmut Rauscher für die Überarbeitung 
des Hotelplanes. 
 
Das Werk beruht auf der Beratungs- und Gestaltungspraxis. Für Anregungen sind die Autoren 
deshalb dankbar. 
  
Starnberg und Regen, im August 2006 
Jürgen Busse und Herbert Grziwotz 
 
 
Vorwort zur 1. Auflage 
 
„Jeder kan regulariter in dem Seinigen thun und machen was er will, folglich auch bis in die Höll 
hinunter graben oder bis an den Himmel hinauf bauen.“ Diese Feststellung in den Anmerkungen des 
Freiherrn Wiguläus Aloysius Xaverius von Kreittmayr zum Codex Maximilianeus Bavaricus Civilis von 
17561 wird bei einem Bauwilligen angesichts der modernen Normenflut im Baurecht nostalgische 
Gefühle hervorrufen. Zahlreiche Vorschriften des Bauplanungs-, Bauordnungs-, Fachplanungs-, 
Immissionsschutz-, Naturschutz- und Erschließungsrechts, Brüsseler Richtlinien und deutsche DIN-
Normen scheinen der raschen Realisierung eines Bauvorhabens entgegenzustehen. Die 
Wettstreitanekdote von dem amerikanischen und dem deutschen Investor, die jeweils in ihrem Land 
ein Fabrikgebäude errichten wollen, belegt dies. Als sie sich nach einem Jahr wieder treffen, berichtet 
der Amerikaner, es würde noch eine Restarbeit ausstehen, dann könne die Produktion aufgenommen 
werden. Der Deutsche erzählt freudestrahlend, dass ihm lediglich noch ein Gutachten fehle, nach 
dessen Vorlage der Genehmigungsantrag gestellt werden könne. 
 
Mit Hilfe eines Vorhaben- und Erschließungsplans oder – wie er nunmehr heißt – vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans können Investoren zügig Planungssicherheit erhalten. Seitens der betroffenen 
Gemeinde besteht häufig ein Interesse an der Realisierung des Bauvorhabens sowie daran, der 
„Hortung“ von Bauland entgegenzuwirken und Arbeitsplätze zu schaffen. Zudem sprechen in Zeiten 
knapper Kassen die Einsparung personeller und sächlicher Mittel der Gemeinde und die ganze oder 
teilweise Kostenübernahme durch den Investor für einen Vorhaben- und Erschließungsplan. Dank 
sagen wir den Herren Architekten Georg Schalper und Frank Müller Diesing für die 
Bebauungsplanmuster und Herrn Baudirektor Helmut Rauscher für die Überarbeitung des 
Hotelplanes. Die Pläne wurden von uns abgeändert, um die Möglichkeiten des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans besser darstellen zu können. 
 
Das vorliegende Werk wendet sich vor allem an die in der Praxis tätigen Bauherren, Mitarbeiter in 
Gemeinden, Planer und Juristen. Die umfangreichen Muster im Anhang sollen ihnen eine Hilfe für den 
Einsatz des auf Kooperation angewiesenen Vorhaben- und Erschließungsplans geben.  
 
Starnberg und Regen, im Oktober 1999 
Jürgen Busse und Herbert Grziwotz 
                                                 
1 Zit. nach Eberle, Was früher in Bayern alles Recht war, 1976, S. 153. 


